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Auslegung und Umsetzung von Artikel 50 EUV 1  

Rechtliche und institutionelle Beurteilung 

 

Hintergrund 

48 Jahre nach dem Beitritt des Vereinigten Königreichs zur damaligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
und dreieinhalb Jahre nach dem Brexit-Referendum vom 23. Juni 2016 hat der Austritt des Landes aus der 
Europäischen Union am 31. Januar 2020 zumindest vorläufig einen Schlussstrich unter das schwierige 
Verhältnis zwischen Großbritannien und Europa gezogen.  

 

Dieser langwierige Prozess stellte auch die erstmalige Anwendung des in Artikel 50 des Vertrages über die 
Europäische Union beschriebenen Verfahrens dar, das den Mitgliedstaaten eine rechtliche Möglichkeit zum 
Austritt aus der Union eröffnet. Diese Bestimmung wurde in den Vertrag von Lissabon aufgenommen, um den 
Mitgliedstaaten zu ermöglichen, aus der Union auszutreten, sofern sie dies wünschten. Da man jedoch 
überzeugt war, dass der Artikel niemals zur Anwendung kommen würde, beschreibt er zwar einen 
vollständigen Prozess, ist aber gleichzeitig kurz gefasst: Die Bestimmung lässt einige institutionelle Fragen 
unbeantwortet.  

 

Da die EU und das Vereinigte Königreich nun, wie Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen es nach 
Abschluss des Handels- und Kooperationsabkommens zwischen der EU und dem Vereinigten Königreich am 
24. Dezember 2020 ausdrückte, „Brexit hinter sich gebracht“ haben, ist es an der Zeit, den Austrittsprozess mit 

                                                             
1 Volltext der Studie in englischer Sprache abrufbar unter:  
https://www.europarl.europa.eu/RegData/etudes/STUD/2021/690964/IPOL_STU(2021)690964_EN.pdf 

ABRISS 

Diese von der Fachabteilung Bürgerrechte und konstitutionelle Angelegenheiten des 
Europäischen Parlaments auf Anfrage des AFCO-Ausschusses in Auftrag gegebene Studie 
untersucht die konstitutionellen und institutionellen Herausforderungen, denen sich die 
Europäische Union bei den Brexit-Verhandlungen stellen musste, und analysiert, ob die derzeitige 
Fassung von Artikel 50 des Vertrages über die Europäische Union in angemessener Weise 
angewendet wurde sowie ein effizientes und zweckmäßig organisiertes Austrittsverfahren 
ermöglicht hat. 
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etwas Abstand zu betrachten, um festzustellen, wie die Bestimmungen von Artikel 50 EUV im Rahmen dieses 
Prozesses ausgelegt und angewendet wurden.  

 

Diese Studie untersucht die konstitutionellen und institutionellen Herausforderungen, die sich beim 
Brexit in Bezug auf die Anwendung von Artikel 50 EUV ergeben haben, und analysiert, ob dessen derzeitige 
Fassung ausreichend war und ein effizientes und zweckmäßig organisiertes Austrittsverfahren 
ermöglicht hat. Ziel der Studie ist es nicht, weitere Austritte vorauszusehen oder diese zu vereinfachen oder 
schwieriger zu machen. Vielmehr nimmt sie den gesamten Brexit-Prozess unter die Lupe und betrachtet die 
während der Verhandlungen angewendeten Verfahren, um festzustellen, ob Artikel 50 EUV eine zweckmäßige 
Anwendung dieser Verfahren sowohl intern unter den verschiedenen Unionsorganen als auch im Umgang mit 
dem austretenden Mitgliedstaat zugelassen hat.  

 

Der Zeitraum vor der Einleitung des Verfahrens nach Artikel 50 EUV hat zwei bedeutende Fragen aufgeworfen, 
die in indirektem Zusammenhang mit Artikel 50 EUV stehen. Erstens das Fehlen einer eindeutigen Frist, 
innerhalb der ein Mitgliedstaat, der austreten möchte, die entsprechende Mitteilung förmlich einreichen muss. 
Der Fall des Vereinigten Königreichs hat gezeigt, dass die UE wenig Einfluss darauf hat, was einem Mitgliedstaat 
zusteht. Die zweite Frage betrifft die Beteiligung der Legislative am förmlichen Mitteilungsprozess: Der Fall 
des Vereinigten Königreichs hat die Notwendigkeit einer Klärung der entsprechenden Bestimmung von Artikel 
50 EUV hinsichtlich des „Einklangs mit [den] verfassungsrechtlichen Vorschriften [eines Mitgliedstaats]“ 
aufgezeigt.  

 

Eine wichtige institutionelle wie politische Lektion für die EU war ihre frühzeitige Entscheidung über das Format 
der Verhandlungen; die EU hat während der Verhandlungen ihre Einheit betont und bilaterale Verhandlungen 
mit dem Vereinigten Königreich vermieden, sich entschieden, nicht mit Verhandlungen zu beginnen, bevor 
das Vereinigte Königreich der EU seine Austrittsabsicht mitgeteilt hat, und alle Gespräche mit dem Vereinigten 
Königreich über den Chefunterhändler der Union geführt.  

 

Mit Beginn der Verhandlungen trat das Problem des Ablaufs der Austrittsverhandlungen unter 
Berücksichtigung des „Rahmen[s] der künftigen Beziehungen [des austretenden Staates] zur Union“ in den 
Vordergrund. Die EU entschied sich für einen „schrittweisen Ansatz“ und bestand darauf, zunächst die 
Verhandlungen über den Austritt und zu einem späteren Zeitpunkt die Verhandlungen zu den zukünftigen 
Handelsbeziehungen zu führen. Es bleibt umstritten, ob dieser Ansatz der Absicht des Artikels gerecht wird 
und ob im spezifischen Kontext eine andere Herangehensweise möglich gewesen wäre.  

 

Die Verhandlungen ermöglichten es auch, die Rolle der verschiedenen Unionsorgane im Austrittsprozess zu 
klären und auszugestalten. Die Verhandlungen bestätigten die bedeutende politische Rolle des 
Europäischen Rates sowie das unbestrittene Vertrauen in die Europäische Kommission, diese zu führen. 
Ebenso ermöglichten die Verhandlungen eine Ausweitung der Beteiligung des Europäischen Parlaments 
an den einschlägigen Diskussionen; das Parlament hat eine neuartige institutionelle Struktur angewendet, 
seine politische Bedeutung betont sowie den Beweis für die umfassende institutionelle Achtung der Einheit 
der EU erbracht. Es ist ihm somit gelungen, sich sowohl einen bedeutsamen Platz im Austrittskontext zu sichern 
als auch seine Prioritäten erfolgreich zu verteidigen.  
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Der endgültige Wortlaut des Austrittsabkommens ist ein Beleg für die äußerst komplexen Beziehungen, die 
sich innerhalb der EU etabliert haben. Die Loslösung gestaltete sich komplex und erforderte minutiöse 
Rechtsvorschriften, die ein Artikel in einem Vertrag nicht umfassend behandeln kann; jedoch kann der Text als 
Modell für alle zukünftigen derartigen Abkommen betrachtet werden und bietet sowohl einen umfassenden 
Schutz der Rechte der Bürger, die vom Austritt betroffen sind, als auch eine vollständige und eindeutige 
finanzielle Regelung. Er zeigt darüber hinaus, dass die politische Gestaltung des Abkommens in jedem Fall 
maßgeschneidert sein muss, um ausreichend Platz für die Autonomie der Union und die Beteiligung des EuGH 
zu lassen.  

 

Der Brexit-Prozess hat gezeigt, dass Artikel 50 EUV im Großen und Ganzen sein Ziel eines geordneten Austritts 
aus der EU unter Berücksichtigung des institutionellen Gleichgewichts und der Ziele der Union erreicht hat. Es 
bleibt der EU überlassen, die Zweckmäßigkeit einer eingehenderen Untersuchung der während des Brexit-
Prozesses augenfällig gewordenen Lücken und Auslassungen des Artikels und einer entsprechenden Prüfung 
des Artikels zu erwägen. Zu diesem Zweck schließt die Studie mit einer Reihe einschlägiger Empfehlungen, 
auch im Hinblick auf die bevorstehende Konferenz zur Zukunft Europas. Hierzu gehören: 

• Die Erwünschtheit eines Überdenkens der Notwendigkeit der Beibehaltung einer Bestimmung zur 
Regelung des Austritts eines Mitgliedstaats in den Verträgen.  

• Die Notwendigkeit der Klärung oder Festlegung von Bedingungen bezüglich des Rechts auf 
Widerruf einer Austrittsmitteilung nach dem Wightman-Urteil des EuGH.  

• Die Angemessenheit eines längeren oder an eine Einigung gebundenen Verhandlungszeitraums, 
um eine klarere Perspektive in Bezug auf die zukünftigen Beziehungen zu ermöglichen.  

• Ob es für die Unionsorgane angemessen wäre, die Verabschiedung einer Art „Austrittsfahrplan“ zu 
erwägen, der für Bürger und Mitgliedstaaten eine Reihe von Prinzipien und Prioritäten der EU für 
zukünftige Anwendungsfälle von Artikel 50 EUV beinhaltet.  
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